
Satzung

der Gemeinde Kümmersbruck über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets
"Zentrum Kümmersbruck" vom 08.03.2022.

Aufgrund des $ 142 Abs. 3 Satz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10.09.2021 hat der Gemeinderat der Gemeinde Kümmersbruck in
seinen Sitzungen am 08.03.2022 und am 04.07.2023 folgende Satzung beschlossen:

8 1 Festlegung des Sanierungsgebiets

Im nachfolgend näher beschriebenen Gebiet liegen städtebauliche Missstände vor. Dieser
Bereich soll durch städtebauliche Sanierungsmaßnahmen wesentlich verbessert oder
umgestaltet werden. Das insgesamt 93 ha umfassende Gebiet wird hiermit förmlich als
Sanierungsgebiet festgelegt und erhält die Bezeichnung

"Zentrum Kümmersbruck".

Das Sanierungsgebiet besteht aus Grundstücken der Gemarkungen Gärmersdorf und
Köfering (Siehe Anlage 1).
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Abbildung 1 Schematische Darstellung des Sanıerungsgebretes (detaillierte Nennung der Flurstücke im Anhang 1 zu dieser

Satzung)

Werden innerhalb des Sanierungsgebiets durch Grundstückszusammenlegungen Flurstücke
aufgelöst und neue Flurstücke gebildet oder entstehen durch Grundstücksteilungen neue
Flurstücke, sind auf diese insoweit die Bestimmungen dieser Satzung ebenfalls
anzuwenden.

8 1a Durchführungsfrist

Gemäß 8 142 Abs. 3 BauGB soll die Sanierung innerhalb einer Frist von 15 Jahren und
somit bis 31. Dezember 2037 durchgeführt werden. Diese Frist kann durch Beschluss des
Gemeinderats der Gemeinde Kümmersbruck verlängert werden.



$ 2 Verfahren

Die Sanierungsmaßnahme wird im vereinfachten Verfahren durchgeführt. Die Anwendung
der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der 88 152 bis 156 BauGB ist
ausgeschlossen.

8 3 Genehmigungspflichten

Die Vorschriften des $ 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben, Teilungen und
Rechtsvorgänge finden keine Anwendung.

8 4 Inkrafttreten

Diese Satzung wird gemäß $ 143 Abs. 1 BauGB mit ihrer Bekanntmachung

rechtsverbindlich.

7"
k, den 06.07.2023r

1. Bürgermeister Roland Strehl

Gemäß $ 215 Abs. 1 BauGB sind eine Verletzung der in $ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr.2 BauGB
bezeichneten Verfahrensmängel und Formvorschriften und der Abwägung unbeachtlich, wenn sie
nicht innerhalb eines Jahres - Mängel der Abwägung innerhalb von sieben Jahren - seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Die einschlägigen
Vorschriften können während der allgemeinen Dienstzeit von jedermann im Rathaus eingesehen
werden.

& 143 Bekanntmachung der Sanierungssatzung, Sanierungsvermerk

(1) 'Die Gemeinde hat die Sanierungssatzung ortsüblich bekannt zu machen. 2Sie kann auch
ortsüblich bekannt machen, dass eine Sanierungssatzung beschlossen worden ist; & 10 Abs.
3 Satz 2 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. ?In der Bekanntmachung nach den Sätzen 1

und 2 ist - außer im vereinfachten Sanierungsverfahren - auf die Vorschriften des Dritten
Abschnitts hinzuweisen. "Mit der Bekanntmachung wird die Sanierungssatzung
rechtsverbindlich.

(2) 'Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt die rechtsverbindliche Sanierungssatzung mit
und hat hierbei die von der Sanierungssatzung betroffenen Grundstücke einzeln
aufzuführen. ?Das Grundbuchamt hat in die Grundbücher dieser Grundstücke einzutragen,
dass eine Sanierung durchgeführt wird (Sanierungsvermerk). ?$ 54 Abs. 2 und 3 ist
entsprechend anzuwenden. *Die Sätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn in der
Sanierungssatzung die Genehmigungspflicht nach $ 144 Abs. 2 ausgeschlossen ist.


